
P A U L  W E S S E L *  M i t g l i e d  d e s  K l e i n e n  S e k r e t a r i a t s  d ö s  P o l i t b ü r o s

Jeder Genösse ein Vorbild in seiner Berufsarbeit!

Die Entschließung des Partei Vorstandes vom 20./21. Juli 
1949 zur Erhöhung der Arbeitsproduktivität und der Ver­
besserung der Lebenslage der Werktätigen stellt unserer 
Partei die nächsten Aufgaben, die in den Betrieben und 
Wirtschafts Verwaltungen zu lösen sind.

Die Ergebnisse der Produktion im 1. Halbjahr 1949 
zeigen, daß in allen wichtigen Industriezweigen der Volks­
wirtschaftsplan erfüllt7 und übererfüllt wurde. Das ist 
zweifellos ein Erfolg der Anstrengung unserer Partei, 
die Beschlüsse der Ersten Parteikonferenz in die Tat um­
zusetzen. „Diese Erfolge wurden erzielt durch die Entwick­
lung der Wettbewerbsbewegung mit dem Hauptinhalt der 
Erhöhung der Arbeitsnormen, der Erhöhung der Qualität 
der Produktion und der breiteren Anwendung des Lei­
stungslohnes", so charakterisiert die Entschließung des 
Parteivorstandes vom 23. August 1949 diese Entwicklung. *)

Wenn wir nun das Tempo der wirtschaftlichen Erholung 
einhalten und noch steigern wollen, ist es in erster Linie 
notwendig, in allen volkseigenen Betrieben den L e i ­
s t u n g s l o h n  in breitestem Maße anzuwenden und all­
gemein zur F e s t l e g u n g  t e c h n i s c h  b e g r ü n d e ­
t e r  A r b e i t s n o r m e n  zu kommen — das heißt, die 
bisherigen Normen wesentlich zu erhöhen. Diese Auf­
gaben stellte die Entschließung des Parteivorstandes vom
20./21. Juli unseren Genossen in den Betrieben.

Es zeigt sich jedoch, daß viele Mitglieder in unseren 
Betriebsgruppen die weittragende Bedeutung dieser Auf­
gaben noch nicht erkannt haben; noch nicht eingesehen 
haben, daß ihre Lösung die entscheidende Voraussetzung 
für die Stärkung des volkeigenen Sektors unserer Wirt­
schaft und damit ein wichtiger Beitrag zur Festigung der 
antifaschistisch-demokratischen Ordnung ist. *

Nehmen wir zum Beispiel die Neptunwerft in Rostock. 
Dort gibt es — wie vielfach anderswo — Arbeitsnormen, 
die so „kameradschaftlich" ausgehandelt waren, daß sie 
die Aktivisten ohne Schwierigkeiten mit 200 bis 300 Pro­
zent überbieten konnten. Als dann der Betrieb vor die 
Aufgabe der Ausarbeitung wirklich technisch begründeter 
Arbeitsnormen gestellt wurde, versagte unsere Betriebs­
gruppe und unsere Genossen in der BGL. Sie waren nicht 
imstande, eine wirkungsvolle Argumentation dafür zu ent­
wickeln, weil sie selbst von der Richtigkeit der Politik der 
Partei nicht überzeugt waren.

Die Erfahrungen in vielen Betrieben beweisen, daß die 
meisten Betriebsgruppen noch nicht richtig begriffen haben, 
was es heißt, daß die Partei die führende Kraft bei der 
Durchführung unseres Wirtschaftsplanes sein soll. Sie 
haben noch nicht verstanden, daß es jetzt darauf ankommt, 
daß unsere Funktionäre und Mitglieder in den Betrieben 
nicht nur politisch, sondern auch b e r u f l i c h ,  i n  d e r  
w i r t s c h a f t l i c h e n  A r b e i t  f ü h r e n  u n d  V o r ­
b i l d  im Betrieb werden.

Diese Schwäche zeigt sich deutlich in der A k t i ­
v i s t e n b e w e g u n g .  Während im Saalewerk Halle bei­
spielsweise immerhin jedes vierte Parteimitglied ein Akti­
vist ist (von den Nichtgenossen ist erst jeder 52. ein Akti­
vist!), ist im Leunawerk nur jeder 55. Genosse (und jeder 
130. Parteilose), auf dem „Fortschritt"-Schacht der VVB 
Mansfeld jeder 17. Genosse (und jeder 40. Parteilose) ein 
Aktivist. Das heißt, in den letzten beiden Betrieben ist 
der Prozentsatz der Aktivisten in der SED-Betriebsgruppe 
nur etwa doppelt so hoch wie der bei den Parteilosen. In 
der Waggonfabrik Ammendorf aber trifft auf 15 Genossen 
und auf 20 Parteilose ein Aktivist; dort ist also kaum noch 
ein Unterschied zwischen dem Anteil der Parteimitglieder

*) Siehe Seite 2 dieses Heftes.

und der Parteilosen in der Aktivistenbewegung festzu­
stellen.

Beispiele aus anderen Betrieben zeigen, daß unsere Ge­
nossen häufig zwar politisch aktiv sind, aber fachlich den 
geforderten Ansprüchen nicht genügen.

Die ungenügende fachliche Schulung unserer Genossen 
kam auf einer Landestagung in Bernburg dadurch zum 
Ausdruck, daß von 32 anwesenden Aktivisten, Arbeits­
vorbereitern und Direktoren 14 in der Diskussion über 
die Steigerung der Arbeitsproduktivität sprachen, da­
gegen von 22 anwesenden Betriebsgruppen- und BGL-Vor­
sitzenden sich nur 3 Genossen an der Diskussion beteilig­
ten. Wie aber sollen unsere Genossen die Führung im Be­
trieb behalten, wenn sie nur ungenügende berufliche und 
fachliche Kenntnisse besitzen? Wie sollen sie den Akti­
visten vorangehen, wenn sie nicht selbst Aktivisten sind? 
Unsere Genossen dürfen nicht nur politische oder gewerk­
schaftliche Vertrauensleute sein, sondern sie müssen auch 
P r o d u k t i o n s v e r t r a u e n s l e u t e  werden.

Die ungenügenden fachlichen Kenntnisse führen zu fal­
schen Einschätzungen der Rolle der Fachleute und Spezia­
listen und zur falschen Einstellung gegenüber dem not­
wendigen Bündnis zwischen Arbeiterklasse und technischer 
Intelligenz.

Das gilt auch für unsere Genossen Direktoren. Ein 
Direktor, der nicht dauernd bemüht ist, seine Kenntnisse 
des Produktionsprozesses zu erweitern, gerät in die Ab-, 
hängigkeit von Fachleuten und wird nicht in der Lage sein, 
seinen Betrieb richtig zu leiten.

Wie können wir diese Schwächen in der Arbeit der Be-#
triebsgruppen überwinden?

Zuerst einmal dadurch, daß unsere Betriebsgruppen die 
dauernde Vertiefung der beruflichen Kenntnisse und die 
vorbildliche Arbeit unserer Genossen im Betrieb als eine 
politische Aufgabe betrachten. Das heißt, unsere Betriebs­
oder Abteilitigsgruppen müssen die fachliche Arbeit der 
einzelnen Genossen in der Gruppe zur Diskussion stellen. 
Wenn ein Genosse beispielsweise im Leistungslohn arbei­
tet und nicht zu den Aktivisten seiner Abteilung gehört, 
so soll er sich vor seiner Gruppe verantworten, und die 
Gruppe wird ihm helfen, seine Schwächen zu überwinden.
* In den Kapiteln 10—12 des Kurzlehrganges der Ge­
schichte der KPdSU (B) sind die E r f a h r u n g e n  d e r  
B o l s c h e w i k i  bei der Durchführung ihrer ersten Fünf­
jahrpläne festgehalten. Es kommt nunmehr darauf an, in 
den Zirkeln der Parteigruppen diese Erfahrungen zu stu­
dieren, zu diskutieren und auszuwerten.

^Weiter müssen unsere Genossen alle Möglichkeiten der 
fachlichen Weiterbildung ausnutzen. Der Beschluß des 
Politbüros vom 8. Februar 1949 über die Auswertung der 
Hennecke-Konferenz, der allen Landes- und Kreisleitungen 
der Partei zugestellt wurde, verpflichtet alle Genossen in 
den Wirtschaftsorganen und Gewerkschaftsleitungen, dafür 
zu sorgen, daß in größerer Zahl F a c h k u r s e  durchge­
führt werden. Die bisherige fachliche Ausbildung für Er­
wachsene in den Betrieben ist ungenügend organisiert, ob­
wohl meistens genügend Fachkräfte hierfür vorhanden 
sind. Es werden ferner noch viel zu wenig Aktivisten zum 
Studium an Technischen Hochschulen und lÄiiversitäten in 
Vorschlag gebracht.

Wir können nur dann die breiten Schichten der Arbei­
ter in die Aktivistenbewegung einbeziehen, sie von der 
Notwendigkeit der Leistungssteigerung und Qualitätsver­
besserung überzeugen, wenn unsere Genossen ihnen in 
den Betrieben, an ihren Arbeitsplätzen vorangehen. In den 
Betrieben muß die Losung verwirklicht werden: „ J e d e r  
F u n k t i o n ä r  u n s e r e r  P a r t e i  e i n  A k t i v i s t ,  
j e d e s  M i t g l i e d  e i n  V o r b i l d  i m  B e t r i e b . "
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